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Zusammenfassung 

In der vorliegenden Dissertation werden verschiedene rechtliche Anforderungen und 

Folgen des öffentlich-rechtlichen Verwaltungshandelns in Form der kostenlosen Mit-

gliederberatung durch die Betriebsberatungsstellen der Handwerkskammern systema-

tisiert und analysiert. Das Ziel der Untersuchung ist eine Einschätzung, ob die Mitglie-

derberatung im gegebenen öffentlich-rechtlichen Kontext zeitgemäß umgesetzt wird und 

welche Folgen oder Handlungsempfehlungen aus den gegebenen Voraussetzungen 

abzuleiten sind. Die Ergebnisse basieren auf Schlussfolgerungen aus dem untersuchten 

Beratungsumfeld und den damit verbundenen Rechtsgebieten. Am Beispiel des 

Serviceangebots Wertermittlung wird tiefer gehend untersucht, ob diese spezielle 

Leistung den rechtlichen Anforderungen an die Betriebsberatung entspricht. Ein wichtiger 

Teilaspekt ist dabei die Frage nach der Form des hoheitlichen Verwaltungshandelns und 

der Abgrenzung zum Wettbewerb mit freien Beratern und Gutachtern, die vergleichbare 

Leistungen anbieten. Den Rahmen bilden dabei die finanziellen und haushaltsrechtlichen 

Anforderungen aufgrund der ergänzenden Zuwendungen des Bundes und mancher 

Länder für diese Beratungsleistungen an die ansonsten durch Mitgliedsbeiträge 

finanzierten Handwerkskammern. Die Grenzen der Beratungstätigkeit werden anhand 

verschiedener rechtlicher Verbundbereiche weiter sondiert, wobei damit verbundene 

gemeinschafts-/unionsrechtliche Aspekte allerdings nicht betrachten werden. 

Als Resultat der Arbeit wird festgestellt, dass die Bewertung von betrieblichem Vermögen 

durch Betriebsberater eine ebenso wichtige wie erfolgreiche Maßnahme zur 

wirtschaftlichen Interessenvertretung der Mitgliedsbetriebe ist, diese hingegen im öf-

fentlich-rechtlichen Kontext nicht hoheitlich basiert erfolgt. Dadurch laufen Handwerks-

kammern Gefahr, je nachdem, wie umfangreich der Bewertungsservice ausgestaltet wird, 

ihre Zuständigkeit wettbewerbsrelevant auszuweiten und mit Privaten in Konkurrenz zu 

treten. In Verbindung mit den aktuellen Änderungen bei der Besteuerung von juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts wird abschließend gezeigt, dass eine noch zulässige 

Bewertung zwar keine Steuerpflicht auslöst, bei weitergehenden Beratungen und 

Bewertungen allerdings eine Besteuerung nach dem verfassungsrechtlichen Prinzip der 

Steuergleichheit zum Tragen kommen muss. 

Die Arbeit wurde nicht im dienstlichen Interesse erstellt. 
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